1V, ZR 173/55 B
Verkiindet [-;, j
am 10. Dec. 1655 ..

gchori, dJust. Angest.
als Urkundsbeamter
der Geschiéftsstelle

Im Hamen des Volkes

In dem Rechtsstreit

r GO <Gl :sc11schaft fiir die Rhein-
provinz "RENIIEEED @' covl, ‘gmy, AN -11lcc
@, vertreten durch ihren Geschéftsfiihrer Dr. EfjillD:
daselbst,

Beklagten und Revisionsklégerin,

- ProzeSbevollmichtigter: Rechtsanwalt Dr. (NNGD -
gegen
1) die Erben des Landwirts Philipp MNP, friiher wohn-

hatt LSS, TGN Str. @, ninlich

a) Witwe Anra-Maria i , geb. FENEND, LENERENND
T Str.

b) Peter LEEED, MUY Gasthof zur D
c) Ehefriu Hartha PUNEND, geb. LENED, SO
‘ol

’

d) Josef D

e) Alois LD,

f) deinrich u{lED,

g) Ehefrau Gertrud REEEED zcv. YD

- zu 4) - g) wohnhaft in LOliiiinmey IOEEEEEED
@ -

Str.
2) Gie Witwe Anna-Maria LU{l) zcv. EGlED, LD .
D s:r- @B
{liger und Revisionsbeklagte,
- ProzeBbevollmichtigter: Rechtsanwalt Dr. (D -




hat der IV. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf
die miindliche Verhandlung vom 10. Dezember 1955 un-
ter hMitwirlkung des Senatsprisidenten Schmidt, der
Bundesrichter Ascher, Dr. Kregel, Dr. v. Werner und
Wistenberg

fiir Recht erkannt:

Die Revision gegen das Urteil des 9. Zivilse-
nats des Oberlandesgerichts in Diisseldorf vom
11. Bai 1955 wird auf Kosten der Beklagten zu-
riickgewiesen.

Von Rechts wegen




Matthias Prinz
Rechtsanwalt
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Tatbestand:

Die Kldger zu 1) a - g sind die Erben des Landwirts
Philipp MU, die Kldgerin zu 2) (personengleich nit 1 a)
ist seine Witwe. Die Eheleute Hi{ijjjj§ nuften im Somner
1939 auf Befehl der deutschen Wehrmacht ihren landwirt-
schaftlichen Betrieb an der Ahr aufgeben. Die Reichsum-
siedlungsgesellschaft (Heeresumsiedlungsgescllschaft)
und die ortliche Polizeibehdrde wiesen sie am 1. Dezen-
ber 1939 in das landwirtschaftliche Anwesen der Vitwe An-
tonie VD i» [N cin. Die Witwe WD
war Judin. Die Reichsumsiedlungsgesellschaft hatte der
Beklagten schon am 17. August 1939 mitgeteilt, D
sei fiir den Erwerb des Grundbesitzes der Witwe V(D
vorgesehen. Die Beklagte forderte diese am 19. August
1939 auf;, ihr, der Beklagten, den Grundbesitz zu verkau-
fen. Am 28. November 1940 gab der Oberprasident der Rhein-
provinz der Witwe W auf Grund des § 6 der Verord-
nung iiber den Einsatz des jiidischen Vermdgens vom 3. De-
zember 1938 auf, ihren Grundbesitz in L{§ an die Beklag-
te zu verdussern. Dies geschah durch Kaufvertrag von 30.
Juni 1941 zu einem Gesamtpreis wvon 20.099,-- RM. Die Be-
klag{:e wurde im Grundbuch als Eigentiimerin der Grund-
stiicke eingetragen. Nachdem Philipp Ml im Laufe des
Jahres 1941 mehrfach bei der Beklagten vorstellig gevor-
den war und darauf gedriéngt hatte, ihm den Grundbesitz
der Vitwe WP zv verkaufen und ihn als Eigentiimer
eintragen zu lassen, verduBerte die Beklagte durch
Vertrag vom 24. November 1941 das landwirtschaftliche

Anwesen an die Eheleute M zum Preise von 24.800.-- RIi.

In dem Vertrage wurde u.a. vereinbart:

"Die Grundstiicke ... werden verkauft in dem Zustan-
de, in dem sie sich zur Zgit befinden, ohne irgendwvelche
Gewdhrleistung fiir die Giite dieser und die kataster-
miiBig vermerkten Fldchenangaben. Bestehende im Grund-
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buch nicht vermerkte Grund- und beschriinkt persénli-
che Dienstbarkeiten werden vor den Kdufern ilibernommern.
Desgleichen auch die etwa in der II. Abteilung des
Grundbuchs eingetragenen Belastungen. Besitz, Hut-
zungen, Lasten und Gefehr gehen ab 1. November 1941
auf die K#dufer iiber."

Der Kaufpreis wurde zum Teil mit einem Betrag
von 20.000,~- RM verrechnet, den die Reiclksumsiedlungs-
gesellschaft am 28. September 1940 und 4. Oktober 19240
fiir Rechnung des Philipp NQJp an die Beklagte iiber-
wiesen hatte. Den Kaufpreisrest zahlten die Eheleute
D in der Folgezeit an die Beklagte. Sie wurden
als Eigentiimer im Grundbuch eingetragen.

Wegen aller Grundstiicke, die frither im Eigentum
der Witwe Vi) standen, haben deren Erben die
nldger auf Riickerstattung gem#B8 dem Riickerstattungs-
gesetz (REG) in Anspruch genommen. Im Riickerstattungs-
verfahren haben die Kliéger der Beklagten den Streit
verkiindet. Die Wiedergutmachungskemmer des Landge-
richts in Krefeld hat in dem Verfahren (S ./
Erben N, Az. Ri Sp 31/52) durch BeschluB vom
10. Pebruar 1955 den Kldgern aufgegeben, den gesam-
ten von der Bexlagten erworbenen Grundbesitz an die
Erben der Witwe VD berauszugeben, da der Tat-
bestand der Entziehung vorliege.

Mit der am 7. Oktober 1952 eingereichten Klage
erstreben die Kliger, daB die Ersatzpflicht der Be-
klagten festgestellt wird, soweit sie im Riicker-
stattungsverfahren endgiiltig unterliegen.

Die Beklagte hat geltend gemacht:
Solange das Riickerstattungsverfahren noch schwviebe, be-
stehe kein Festsiellungsinteresse. Sie sei nicht
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Rechtsvorgingerin der theleute MJlD gewesen; diese
hitten die streitigen Grundstiicke schon in Besitz
gehabt, ehe sie, die Beklagte, deren Eigentiimerin ge-
worden sei. Sie habe das Eigentum auch nicht im eige-
nen Interesse, sondern als Organ des Reiches zur
Durchfiihrung der Verordnung vom 3. Dezember 1938 und
als Treuh#nderin der Eheleute MNP ervorben; sie sei
nur formell Eigentiimerin geworden, weil damals Juden
landwirtschaftlich genutzten Boden nicht unmittelbar
an Privatleute hidtten verkaufen konnen. Die Eheleute
D hitten sie, die Beklagte, mit einer Geschiéfts-—
besorgung beauftragt; mit der Ubertragung des Eigen-
tums habe sie ihrer Herausgabepflicht aus dem Auftrags-
verhéltnis geniigt. Nach dem Vertrage vom 24. November
1941 sei ferner Jede nur denkbare Gewidhrleistung

- auch fiir Rechtsmingel jeder Art - ausgeschlossen.

Die Eheleute Ml hitten auBerdem gevuBt, da8 der
streitige Grundbesitz vorher einer Jidin gehtrt habe;
sie hitten jedoch stiéndig darauf gedridngt, jener die
Grundstiicke zu entziehen und sie ihnen zu iibertragen.
SchlieBlich habe sich auch die Vertragsgrundlage seit i
1941 ganz erheblich verschoben. Der Riickgriff ver-
stofe mindestens gegen Treu und Glauben.

T

cehe R Sy E‘WWWWW"W i

Das Landgericht hat mit Urteil vom 2. Juni 1954
festgestellt, daB die Beklagte verpflichtet ist, die
Kldger von den Schdden freizustellen, die diesen da-
durch entstehen, daB sie in dem Riickerstattungsver-
fahren zur Riickgabe des von der Beklagten erviorbenen
landwirtschaftlichen Anwesens LEIIENED, PEEED
@D stratc @, zur Herausgabe der Nutzungen sowie
zur Tragung der Kosten verurteilt werden. Das Ober-
landesgericht hat die Berufung der Beklagten hierge-
gen zuriickgewiesen.-
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Die Belklagte verfolgt ihren Antrag suf Klagab-
veisung mit der Revision weiter. Die Kliéger bitten,
die Revision zuriickzuweisen.

Entscheidungsgriindes

Die Revision ist nicht gerechtfertigt.

I. Die Kldger machen einen Riickgriffsanspruch nach
Art 39 REG (BrZ) geltend. Hierfiir ist der Rechtswveg
vor den ordentlichen Gerichten gegeben (BGiiZ 8, 193).

II. Die Feststellungsklage ist zuldéssig.

Als die Kldger Anfang Oktober 1952 ihre Klage ein-

. reichten, schweﬁfe ﬁés Riickerstattungsverfaohren schon
linger als 2 Jahre. Die Beklagte hatte wiederholt vor
dem Viedergutmachungsamt erkliiren lassen, dafl sie kei-
ne Regreﬂpf}icht anerkenne, weil sie den Verkauf nicht
betriebern Habe, sondern sich auf Weisung der damals
naBgeblichen behdrdlichen Stellen habe einschalten miis-
sen (vgl Niederschriften vom 8. November 1950 uvnd von
15. Februar 1952 - Bl 45, 72 der Akten Rii Sp 31/52

des VWiedergutmachungsamts bei dem Landgericht Krefeld).
Ernste Zweifel daren, daB die Erben der Witwe VillllD
Riickerstattungsanspriiche hiétten, konnten dem Grunde

" nach schon damals nicht bestehen und haben auch nicht
bestanden. Die Beteiligten haben ausweislich der Riick-
erstattungsskten zunéchst im wesentlichen die Ver-
gleichsmiglichkeiten erdrtert, die Riickerstattungs-
pflicht jedoch nicht ernstlich bezweifelt.

Die Kliéiger hatten bei dieser Sachlage von vorn-
lhicrein ein rechtliches Interesse darsn, da8 durch ein
Feststellungsurteil alsbald geklért wurde, inwieweit
die Beklagte im Falle der Riickerstattung ersatzpflich-
tig ist. Die Grohende Riickerstattung beriihrt ibre Le-
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bensgrundlage so nachhaltig, daB ihnen an einer nog-
lichst frilhzeitigen Kldrung der Frage liegen mufite,
invieweit sie sich an der Beklagten schadlos hzslten
konnen. Damit sind die Erfordernisse des § 256 2P0 er-

fiilllt.

Hierbei steht weder entgegen, daB das Riickgriffs-
recht durch die Riickerstattung bedingt ist, noch das
adie Kldger der Beklagtern im Riickerstattungsverfahren
den Streit verkiindet haben. Auch ein bedingtes Rechtis-
verhiltnis kann die Erhebung einer Feststellungsklage
rechtfertigen, wenn der Kl#ger ein wirtschaftliches
Interesse daran hat, die Verpflichtung des Beklagten .
schon vor Eintritt der Bedingung feststellen zu lasscn
(so schon RGZ 49, 370 /372 £/). Tie Wirkung der Streit-
verkiindunz erschopft sich nach den §§ 74, 68 ZP0 darin,
daB der Dritte (hier die Beklagte) im Verhiiltnis zur
Hauptpartei (hier den Kligern) nicht mit der Behauptung
gehort wird, der Rechtsstreit sei, wie er dem Richter
vorgelegen habe, unrichtig entschieden worden; er
wird ferner mit dem Vorbringen, die Hauptpartei habe
den Rechtsstreit mangelhaft gefiihrt, nur insovieit ge-
hért, als er durch die Lage des Rechtsstreité zur Zeit,

als der Beitritt infolge der Streitverkiindung mbglich war,

oder durch Erkléfungen und Handiungen der Hauptpartei
verhindert worden ist, Angrifis= oder Verteidigungs-
mittel geltend zu machen, oder als Angriffs= oder Ver-
teidigungsmittel, die ibm unbekannt waren, von der
llauptpartei absichtlich oder durch grobes Verschulden
nicht geltend gemacht worden sind. Das Vorbringen der
Beklagten ging von vornherein iiber solche Einwiinde
hinaus. Sie leugnete, auch dann riickgriffspflichtig
zu sein, wenn die Klidger mit vollem Recht zur Riicl:-
erstattung verurteilt wiirden. Das Feststellungsin-
teresse der Beklagten wird demgegeniiber durch die

§§ 74, 68 ZPO nicht gedeckt.

\,
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Die Revision bemiingelt auch zu Unrecht, daB die Kl#-
ger mit der Feststellungsklage mehr verlangen, als iknen
in dem Riickerstattungsverfahren nach dem BeschluB der Viz-
dergutmachungskemmer vom 10. Februar 1955 (Bl 179 in Rii
Sy 31/52) auferlegt worden ist. Die Revision macht hier
geltend, die Klidger seien nicht zur Herausgabe von liut-
zungen verurteilt worden; die Kostenenischeidung jenes
Beschlugses beziehe sich auch auf Lindereieh, wegen weli-
cher die Beklagte keinesfalls riickgriffspflichtig sei.

Einsichtlich der Hutzungen stebt dem entgegen, GaaB
der BeschluB der Wiedergutmachungskammer zur Zeit der
letzten miindlichen Verhandlung (30. Liirz 1955; § 561 Abs 1
ZP0) noch nicht rechtskréftig war. Das Berufungsgericht
konnte also davon ausgehen, daB die Klidger moglicherweise
auch noch Nutzungen herausgeben miiBten. Es bestand daher
kein 4AnlaB, das - ohnehin bedingte - Fesfstellungsurteil
nicht auf die Wutzungen zu erstrecken.

Viegen der Kosten muB der Wortlaut des Feststellungs-
urteils aus seinem Zusammenhange verstanden werden. Die
Beklagte hat hiernach nur diejenigen Kosten des Riicker-
stattungsverfahrens zu erstatten, die sich auf die nlick-
gabe der von der Beklagten.erworbeneg Grundstiicke und
die etwaige Herausgabe von Hutzungen beziehen.

IiI. Die Tatsachengerichté haben den Riickgriffsanspruch
der Kliger auch mit Recht bejaht.

1) Hach Art 39 Abs 1 REG (BrZ) bestimmen sich die
Riickerstattungsanspriiche des Riickerstattungspflichtigen
gegen seinen unmittelbaren Rechtsvorgénger nach den
Vorschriften des biirgerlichen Rechts. Die Riickerstat-
tungspflicht gilt als ldangel im Recht. § 439 Abs 1 LGB
findet keine Anwendung.
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2) Die Beklagte ist unmittelbare Rechtsvorgingerin

der theleute Il im Sinne jener Vorschrif{t. Sie hat
diesen das Eigentum an den streitigen Grundstiicken iiber-
tragen, die nunmehr auf Grund der Riickerstattungspflicht
an die Erben der Witwe Vil herausgegeben werden miis-
sen. Hierbei ist unerheblich, daB die Eheleute (D
die Grundstiicke schon vorher auf Grund einer behdrdlichen
Binweisung besessen haben. Die Beklagte ist, wie sie
selbst vorgetragen hat (Schriftsatz vom 4. Dezember 1953.
S 9), gerade deshalb eingeschaltet worden, um jenen das
kigentum an dem Grundbesitz zu verschaffer. Hierzu hst
sie sich guch durch den AbschluB des Kaufvertrages vom
24. Hovember 1941 verpflichtet (§ 433 Abs 1 Satz 1 LGB).
Hier ist entscheidend, daB sie den K#ufern nur ein mit
der Riickerstattungspflicht - als einem Rechtsmangel,

Art 39 Abs 1 Satz 2 REG (BrZ) - belastetes Eigentum
verschafft hat. Hierauf stiitzt sich der Riickgriffsan-
spruch. Auf die Besitzverhdltnisse kommt es nicht an.

3) Soweit die Beklagte sich dagegen wendet, auf Grund
des eindeutigen Vertrages vom 24. November 1941 als
Verkduferin behandelt zu werden, ist ihr Vorbringen wi-
derspruchsvoll. Es vertridgt sich schon nicht miteinander,

daBl sie einerseits als Organ des Reiches gewirkt, zndercr-

seits jedoch Geschifte der Eheleute Ll besorgt haben
will., Nach dem Tatbestand des angefochtenen Urteils will
sie ferner die Grundstiicke nur treuhéinderisch fiir die
Eneleute M erworben haben, wihrend sie nach II der
Revisionsbegriindung vom 15. Juli 1955 %"als Treuhiinder
fiir die Heeresumgiedlung dienen sollte™. Auf alle diese
Pragen kommt es jedoch aus Rechtsgriinden nicht an. Die-
se rein rechtlichen Erwdgungen mit zum Teil ziemlich
unbestimaten Begriffen ("Organ", "treuhidnderisch") kin-
nen nicht daran vorbeifiihren, daB die Beklagte nach
ihrem eigenen Vortrage den Eheleuten NIl das Eigen-
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tum an dem Grundstiick verschaffen sollte und sich
hierzu auch wirksam vervflichtet hat. Szlbst wenn der
abgéschlosseﬁe Vertrag - entgegen scinem Vortlaut und
Inhalt - kein Kaufvertrag, sondern ein Geschéftsbe-
gsorgungsvertrag wire, hitten die Kliger hier cinen
Rﬁckgriffsansprﬁch. Denn das Eigentum der Eheleute
MR d=s die Beklagte ihnen in jedem Falle zu ver-
schaffen hatte, war von vornherein mit der Rickerstat-
_ tungspflicht belastet. Insoweit besteht ein Fall an-
fiinglichen Unvermdgens zur Leistung (BGHZ 11, 16
/2073 OLG Celle NJW 1953, 468). Ein solches Unver-
mogen hat die Beklagte zu vertreten, weil sie mit dev
Verpflichtung zur Leistung auch die Haftung fiir ihre
Leistungsfdhigkeit iibernommen hat (RGZ 69, 355 /3577;
vgl auch BGH-Urteil vom 23. November 1955 - IV ZR
102/55 zu einem Riickgriff nach Art 47 REG (AmZ)).

4) Allc Revisionsangriffe, die davon ausgehen, die
Beklagte habe "treuhinderisch" gehandelt, sind hiernach
unerkeblich. Die Beklagte haftet nicht nur den Klégern
gegenﬁber; wenn sie erst fiir sich gekeuft und dann

- unabhéingig vom Ankauf - an die Eheleute YD ver-
kauft hat, sondern auch dann, wenn sie von vornherein
den Grundbesitz mit der Absicht angekauft hat, iin

den Eheleuten LD weiterzuverkaufen. Damit ist
ingbesondere auch der auf die Heeresaitten gestiitzten
Litige aus § 580 Abs 1 Kr 7 b ZPO der Boden entzogen.

Von einem Treuvhandverh#dltnis kann iiberdies nach
dem featgestellten Sachverhalt nur inscfern die Rede
sein, als die Beklagte gebunden war, den Grundbesitz
keinem anderen als den Eheleuten M zu verkaufen.
Solche staatlichen LenkungsmaBnahmen, die - zumal in
den Kriegsjahren - auch auf anderen Gebieten iiblich
waren, beriihren die Rechtsnatur der durch sie ver-
anlaBten Rechtsgeschédfte grundsé@tzlich nicht. Jie
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schon der II. Zivilsenat ausgesprochen hat., nmuB
selbst die Offerntliche Hand, wenn sie im Gewande
einer Gesellschaft mit beschriénkter Haftung auftritt
uné biirgerlich-rechtliche Vertrége abschlieBt, fiir
éie daraus entstehenden Rechtsfolgen nach biirgerlich-
rechtlichen Grundsitzen eintreten (BGHZ 11, 16 /267/;
vgl auch BGiiZ 1, 75 /76 ££7 fir die staatlich gelenk-
te Viarenverteilung; ferner das Urteil des IV. Zivil-
senats vom 22. Dezember 1953 - IV ZR 81/53 (S 5,6)
fiir einen im Jahre 1943 auf Anweisung einer Leichs-
stelle gewihrten Waren=Finanzierungskredit).

5) Die vorstehenden Erwigungen stehen auch dem wei-
teren Vorbringen der Revision entgegen, sie habe nur
auf Weisung der Regierung, jedenfalls nicht freiwil-
lig gehandelt.

G) Das Berufungsgericht hat rechtlich bedenkenfrei

verneint, da8 die Haftung der Beklagten fiir die Riick-
erstattungspflicht im Vertrage vom 24. November 1941

susgeschlossen worden sei (S 16/17 BU).

7) Das Berufungsgericht hat es auch mit Zecht abge-
lehnt, gegeniiber der Klage Einwidnde aus den §§ 242,
254 BGB durchgreifen zu lassen. ‘

a) § 254 BGB ist nach der stidndigen Rechtsprechung
des Bundesgerichtshofs nicht schon deshalb anwendbar,
weil die Erwerber(hier die Eheleute YD) gevuSt
haben, da3 der Grundbesitz einem Juden (hier der Witwe
wllJlD) entzogen worden ist (BGHZ 11, 16 /22 £/;
Urteile vom 22. Oktober 1955 - IV ZR 133/55 und vom
23. November 1955 - IV ZR 102/55).

b) Die Geltendmachung des Riickgriffsanspruchs ver-
s%68t auch nicht gegen Treu und Glauben (§ 242 BGB).
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Ler Senat hat swar die Zul#dssiglkeit eines solchen Ein-
wandes im AnschluB an die Rechtsprechung des II. Zivil-
senats (BGHZ 11, 16 /26 £f7) grundsitzlich bejaht (iIJV
1954, 1724%; Urteil vom 22. Oktober 1955 - IV ZR 133/5%).
Exr hat jedoch in seinem Urteil vom 22. Oktober 195%
ngher dargelegt, daB der Einwand riur in besonders ge-
lagerten Einzelféllen durchgreifen konne, in denen in
Verhiltnis der Parteien zueinander ernstlich von einenr
Versto gegen Treu und Glauben gesprochen werden konie.
S0 sollte z.B. in dem in HJW 1954, 1724* behandelten
Falle das Verhalten der Eltern der rKliégerin, die zals
Erbin ihrer Kutter riickerstattungspflichtig war und
Rickgriffsanspriiche erhob, fiir den Erstervwerb, also

fiir die Entziehung, selbst urséchlich gewesen sein.

Ein solcher Sachverhalt liegt hier nicht vor. Die
Beklagte stellt es zu Unrecht so dar, als hitten die
theleute Ll von sich aus darauf gedringt, der
Witwe VP den Grundbesitz zu entziehen. Das
widerspricht ihrer eigenen Darstellung iiber den "hi-
storischen Ablauf der Vorginge" (Schriftsatz von 4.
December 1953 S 6 f). Hiernach hat die Beklagte am
17. August 1939 die HMitteilung der Reichsumsiedlungs-
gesellschaft erhalten, MU sei fiir den Erwerb des
Grundbesitzes der Witwe Vil vorgesehen, und hat
sie, die Beklagte, ferner die Eigentiimerin schon am
19. August 1939 aufgefordert, ihr den Grundbesitz zu
verkaufen. Das Driéngen der Eheleute Nl bezog sich
nzch allem, was von der Beklagten vorgetragen wviorden
ist, nicht auf die Entziehung des Grundbesitzes als
solche, sondern allein darauf, daB er ihnen auf Grund
der staatlichen Weisungen auch férmlicih iivertragen
wurde, nachiem er - ohne ihr Zutun - der friiheren
Eigentiimerin entzogen worden war. Is fehlt mithin
ein Anhaltcpunkt dafiir, daB das Diriéingen der Eheleute




~13 -

LG fir die Entziehung selbst ursidchlich war.

Die Beklagte hat auf die Anfrage der Viedergutmachunge-
kamaer, ob auch die Moglichkeit bestanden hat, "die
von Inanspruchnahmen fiir die Wehrmacht Betroffenen

auf Grundstiicke umzusiedeln, die zu diesem 2Zwecke von
rassisch nicht Verfolgten hitten enteigret werden
kOnnen", selbst unter dem 28. November 1952 (Bl 88

in Rii Sp 31/52) geantwortet:

"Ein f&nteignungsrecht zugunsten der Landwirte,
die seiner Zeit einen Ausweisungsbefchl der
ehenaligen deutschen Wehrmacht erhielten, vurde
mns nicht zugestanden, so daB eine Enteignung
durch uns nicht mtglich war. Eine Landbeschaf-
fung auf freiwilliger Grundlage war ebenso un-
moglich, da zu der fraglichen Zeit irgendwelche

freiwilligen Landangebote nicht zu erwarten
waren."

Die im Grunde vollauf berechtigte Entschiédigung
der Eheleute Ml ist hiernach den damals maBgeben-
den Stellen nur so mbglich erschienen, daB auf den
streitigen Grundbesitz szuriickgegriffen wurde. Treu
und Glauvben erfordern es nicht, dieses jetzt - ganz
oder auch nur zum Teil -~ die Klidger entgelten zu las-

sen.

wenn die Entscheidung zu einer in den Riickgriffs-
vorschriften selbst begriindeten Hirte fiir die Beklagte
fithrt, denn kann der etwa mogliche Ausgleich nicht bei
den Kligern, sondern nur bei den fiir die damaligen
Weisungen verantwortlichen Stellen gesucht werden.
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IV. Die Revision war daher mit der Kostenfolge aus
§ 97 ZPO zuriickzuweisen.

Schmidt Ascher Kregel v. Werner  Viistenberg




	Str.

	dBBÜB str» BK


